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Herrn Minister                                        31. März 2010   
Dirk Niebel, MdB 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) 
Stresemannstr. 94 
10963 Berlin 
 

 
 

NGO-Empfehlungen   
zur globalen Gesundheitspolitik der EU in Bezug auf  die MDGs  

 
 
Sehr geehrter Herr Minister Niebel, 
 
vom 15. bis 16. März 2010 fand in Berlin die Konferenz Die Gesundheits-MDGs: Noch keine 
Erfolgsgeschichte? statt. Veranstaltet wurde die Konferenz von der Deutschen Welthungerhilfe, 
terre des hommes und der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung (DSW) als deutsche Partner 
des europäischen Netzwerks Action for Global Health (AfGH) in Zusammenarbeit mit action 
medeor, dem Aktionsbündnis gegen AIDS, dem Evangelischen Entwicklungsdienst (EED) und 
Oxfam Deutschland. Der zweite Tag der Konferenz galt der globalen Gesundheitspolitik der 
Europäischen Union (EU) und der Rolle Deutschlands in deren Mitgestaltung.  
 
Vom 10. bis 11. Mai und vom 14. bis 15. Juni werden Sie sich mit Ihren europäischen 
Amtskolleginnen und -kollegen im Ministerrat u. a. über die Global Health Communication der 
Europäischen Kommission und die Verhandlungsposition der EU für den bevorstehenden UN-
Gipfel zu den Millenniumsentwicklungszielen (MDGs) vom 20. bis 22. September in New York 
abstimmen. Als Ergebnis der Diskussionen im Rahmen unserer Konferenz möchten wir daher 
einige zentrale Empfehlungen für die kommenden wichtigen Etappen zur Erreichung der MDGs 
zu Ihrer Kenntnis bringen. 
 
Wir begrüßen, dass Gesundheit ein Schlüsselsektor in der deutschen Entwicklungspolitik sein 
soll. Dies wurde erneut von der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp durch ihren 
Vertreter Herrn Joachim Schmitt auf unserer Veranstaltung betont. Allerdings ist besonders bei 
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den gesundheitsbezogenen Millenniumszielen 4, 5 und 61 die internationale 
Staatengemeinschaft weit von der Verwirklichung entfernt. Deutschland kann und sollte einen 
entscheidenden Beitrag leisten, dies zu ändern.  
 
Daher appellieren wir an Sie, sich im Rahmen der Beratungen im Ministerrat sowie in den 
Vorbereitungen des UN-Gipfels für eine verstärkte Berücksichtigung der Gesundheits-MDGs 
einzusetzen. Deutschland steht in der Pflicht, eine Vorreiterrolle zur Erhaltung der MDGs als 
zentraler Referenzrahmen der Entwicklungspolitik einzunehmen. Werden die MDGs nicht 
erreicht, so hat dies fatale Auswirkungen auf das Überleben von Millionen von Menschen in 
ärmeren Ländern. 
 
 
Konkret bitten wir Sie, sich bei den Verhandlungen im Ministerrat für die folgenden 
Schwerpunkte einzusetzen:  
 
1. Gesundheits-MDGs müssen klarer in den Vordergrun d gestellt werden! 

In der EU-Politik zu globaler Gesundheit muss die Notwendigkeit des Erreichens der 
gesundheitsbezogenen MDGs stärker herausgestellt werden. Jedes Jahr sterben noch 
immer 8,8 Millionen Kinder vor ihrem fünften Lebensjahr. Die meisten dieser Todesfälle 
wären vermeidbar. Die geringsten Fortschritte gibt es bei der Erreichung des MDG 5 
(Senkung der Müttersterblichkeit) zu verzeichnen. Hier muss vor allem ein universeller 
Zugang zu Dienstleistungen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit bis 2015 
gewährleistet werden.  
Zudem wurde das Ziel, bis 2010 einen universellen Zugang zu Prävention, Therapie, 
Versorgung und Pflege für HIV/Aids-Betroffene zu erreichen, nicht erreicht. Die EU-Staaten 
müssen dem Aufruf des UN-Generalsekretärs folgen und eine Vorreiterrolle einnehmen, 
indem sie einen Plan vorlegen, wie der „universal access“ erreicht werden kann.  
Eine erhebliche Verbesserung der Gesundheitssituation der Menschen in ärmeren Ländern 
ist Grundvoraussetzung für die Verwirklichung aller MDGs. 

 
2. Gesundheitssysteme müssen gestärkt werden! 

Die Probleme bei der Erreichung der Gesundheits-MDGs sind vor allem auf zu schwache 
Gesundheitssysteme zurückzuführen. Deren Stärkung sollte für die EU und ihre 
Mitgliedsstaaten eine zentrale Rolle einnehmen und durch adäquate Finanzierungsstrategien 
unterstützt werden. 
Die Inanspruchnahme von Gesundheitsdiensten in armen Ländern muss allen Menschen, 
unabhängig von ihrer finanziellen Lage, ermöglicht werden. Dies bedeutet den 
ausdrücklichen Verzicht auf eigene Direktzahlungen durch in Armut lebende Menschen bei 
der Nutzung von Gesundheitsdienstleistungen. Denn ohne freien Zugang zur 
Basisgesundheitsfürsorge werden diese Menschen noch stärker in die Armut getrieben. 
Die EU und ihre Mitgliedsstaaten müssen arme Länder bei der Einführung von sozialen 
Sicherungssystemen unterstützen, die vor allem den Zugang besonders marginalisierter 
Gruppen zu Gesundheitsdienstleistungen gewährleisten und zugleich die 
Gesundheitssysteme stärken.  

 
3. Die beträchtliche Finanzierungslücke muss geschl ossen werden! 

Internationalen Berechnungen zufolge ergibt sich beim derzeitigen Finanzierungsvolumen für 
die Finanzierung der gesundheitsbezogenen MDGs für den Zeitraum von 2009 bis 2015 eine 
Lücke von mindestens 224 Milliarden US Dollar.2 Um das Leben von Millionen von Kindern, 
Müttern, HIV/AIDS-, Tuberkulose- und Malaria-Patient/innen zu retten, müssen jetzt die 

                                                 
1 MDG4: Senkung der Sterblichkeitsrate von Kindern unter fünf Jahren zwischen 1990 und 2015 um zwei Drittel; 
MDG5: Reduzierung der Müttersterblichkeit um drei Viertel  zwischen 1990 und 2015; MDG6: Die Bekämpfung 
von HIV/Aids, Malaria und anderer Infektionskrankheiten. 
2 „Constraints to Scaling Up Health Related MDGs: Costing and Financial Gap analysis,“ WHO Report submitted to 
Working Group I of the High Level Taskforce on Innovative International Financing for Health Systems, 31. Juli 
2009. 
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nötigen Schritte eingeleitet werden, um diese Finanzierungslücke zu schließen. Hierzu 
müssen die Entwicklungshilfeleistungen dringend gesteigert werden. Es ist sehr bedauerlich, 
dass die Bundesregierung wie auch weitere EU-Staaten die international eingegangene 
Verpflichtung, im Jahr 2010 0,51% des Bruttonationaleinkommens (BNE) als 
Entwicklungshilfe  aufzubringen, verfehlt haben. Es ist nun unabdingbar, diese Quote 
schnellstmöglich zu erreichen und dann bis zum Jahr 2015 das vor mehr als 40 Jahren 
vereinbarte ODA-Ziel von 0,7% des BNE umzusetzen. Von diesen Geldern muss gemäß der 
Berechnungen der Kommission für Makroökonomie und Gesundheit der 
Weltgesundheitsorganisation ein Anteil für gesundheitsbezogene ODA  aufgewendet 
werden, der 0,1% des BNE des Geberstaats entspricht . 
Darüber hinaus muss auch die Europäische Kommission  ihren finanziellen Beitrag für 
Gesundheit und Bildung in ärmeren Ländern auf mindestens 20% ihrer gesamten 
Entwicklungshilfe erhöhen . Außerdem sollte es keine starre Festlegung auf ein 
bestimmtes Verhältnis von bilateraler zu multilateraler Hilfe geben. Gerade multilaterale 
Organisationen wie der Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria 
und die GAVI Alliance haben sich als effektive Akteure in der Finanzierung von 
Gesundheitsfürsorge erwiesen.  
Darüber hinaus ist es notwendig, die Effektivität der Hilfe zu erhöhen . Hierzu müssen die 
Vereinbarungen zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit von Paris und Accra 
konsequent von allen Partnern umgesetzt werden. Insbesondere eine Steigerung der 
Planbarkeit  der zur Verfügung stehenden Mittel ist fundamental für die Stärkung von 
Gesundheitssystemen. 
Es ist allerdings ebenso wichtig, dass die Kriterien der Effizienz transparent definiert werden 
und diese nicht dazu genutzt werden, eine Nichterfüllung der eigenen Zusagen zu 
rechtfertigen. Qualität und Quantität der Entwicklungszusammenarbeit sind untrennbar 
miteinander verbunden und bedingen sich gegenseitig. 

 
4. Innovative Instrumente zur Deckung des zusätzlic hen Finanzbedarfs! 

Zusätzlich zur traditionellen Entwicklungshilfe müssen bestehende innovative 
Finanzierungsinstrumente, wie z. B. UNITAID, IFFIM, die Debt2Health Initiative sowie 
Massive Good verstärkt genutzt werden. Zusätzlich müssen neue Mechanismen eingeführt 
werden. Vor allem sollte eine Finanztransaktionssteuer zur Entwicklungsfinanzieru ng 
eingeführt werden. Als einen ersten Schritt sollte hierzu eine Abgabe auf 
Währungstransaktionen (Currency Transaction Levy)  auf den Euro und andere 
europäische Währungen eingeführt werden, deren Einnahmen der Verbesserung der 
globalen Gesundheit zukommen sollten. Die Finanz- und Wirtschaftskrise ist 
lebensbedrohlich für Menschen in armen Ländern. Der Finanzsektor muss an den Kosten 
der Bewältigung der von ihm verursachten Krise beteiligt werden. Allerdings dürfen diese 
innovativen Instrumente die Geberstaaten nicht von ihren bestehenden 
Entwicklungshilfeverpflichtungen entbinden. 

 
5. Der weltweite Mangel an Gesundheitsfachkräften m uss bekämpft werden! 

Der eklatante Mangel an Gesundheitsfachkräften führt zu einer massiven Schwächung der 
Gesundheitssysteme und der Verweigerung des individuellen Menschenrechts auf 
Gesundheitsfürsorge. Der Abwerbung von Gesundheitsfachkräften muss durch international 
bindende Verpflichtungen entgegengewirkt werden. Ein zentrales Instrument zur 
Verhinderung der Abwanderung von Personal ist der Mechanismus der 
Kompensationszahlung. Dies muss allerdings so gestaltet werden, dass keine neue 
Anreizstruktur für Regierungen ärmerer Länder entsteht, Gesundheitsfachkräfte ins Ausland 
abzugeben, um Finanzmittel zu erhalten. Gleichzeitig sollen Geber dazu beitragen, Anreize 
für den Verbleib von Gesundheitspersonal im Ursprungsland zu ermöglichen. Hierfür ist 
zentral, dass die Geber auch wiederkehrende Kosten übernehmen, wie z. B. Gehälter. 

 
6. Zivilgesellschaft und lokale Gemeinden sind zent rale Akteure! 

In der Strategie zu globaler Gesundheit sollte die Rolle der Zivilgesellschaft (inklusive der 
sogenannten faith-based organisations) gestärkt werden. Die systematische Einbindung der 
Zivilgesellschaft sollte sowohl im Norden als auch im Süden erfolgen. Dem 
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gewinnorientierten Privatsektor kann allenfalls eine komplementäre und streng regulierte 
Rolle zukommen. Armutsbekämpfung und Gewährleistung eines universellen Zugangs zu 
Gesundheitsfürsorge sind zentrale Verantwortung des öffentlichen Sektors, der dafür 
entsprechend unterstützt werden muss. 

 
7. Politikkohärenz im Sinne des Menschenrechts auf Gesundheit vorantreiben! 

Im Bereich der globalen Gesundheit ist die Politikkohärenz im Sinne eines 
menschenrechtsbasierten Ansatzes zu Gesundheit zentral. Von besonderer Bedeutung ist 
hier beispielsweise, dass Handelsabkommen keine patentrechtlichen Bestimmungen 
enthalten, die über die international vereinbarten hinausgehen und so den Zugang zu 
lebenswichtigen Medikamenten gefährden.  
Außerdem müssen für die Politik der EU im Bereich der Globalen Gesundheit dieselben 
Prinzipien gelten, die der internen EU-Gesundheitspolitik zugrunde liegen: Alle Menschen 
müssen einen universellen Zugang zu Basisgesundheit sfürsorge haben.   

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Paul Bendix, Oxfam Deutschland 
 
 
 
Birgit Dederichs-Bain, Welthungerhilfe, Action for Global Health (AfGH) 
 
 
 
Karl-Heinz Hein-Rothenbücher, Aktionsbündnis gegen AIDS 
 
 
 
Catherina Hinz, Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) 
 
 
 
Bernd Pastors, action medeor e.V. Deutsches Medikamenten-Hilfswerk 
 
 
 
Albert Recknagel, terre des hommes  
 
 
 
 
 
 
 


